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547. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung der abziehbaren Vorsteuerbeträge bei bestimmten Gruppen von Unter-
nehmern

548. Verordnung: Änderung der Zollgesetz-Durchführungsverordnung 1973
549. Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung des Kraftfahrgesetzes 1967 durch den Verfassungsge-

richtshof
550. Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung der Verordnung über die Festsetzung von Allgemeinen

Bedingungen für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung
551. Kundmachung: Großverkaufspreise und Absolutierungszuschlag für Branntwein
552. Kundmachung: Ausfuhrpreis für Branntwein

547. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 4. Dezember 1981, mit der die
Verordnung des Bundesministers für Finanzen
vom 3. Dezember 1980, BGBl. Nr. 576, über
die Aufstellung von Durchschnittssätzen für
die Ermittlung der abziehbaren Vorsteuerbe-
träge bei bestimmten Gruppen von Unterneh-

mern geändert wird

Auf Grund des § 14 Abs. 1 des Umsatzsteuerge-
setzes 1972, BGBl. Nr. 223, wird verordnet:

Artikel I
§ 2 der Verordnung des Bundesministers für

Finanzen vom 3. Dezember 1980, BGBl. Nr. 576,
hat zu lauten:

„§ 2. Die Durchschnittssätze gelten für Unter-
nehmer, deren Umsatz nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2
des Umsatzsteuergesetzes 1972 im vorangegange-
nen Kalenderjahr nicht mehr als 3,5 Millionen
Schilling betragen hat."

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1982 in
Kraft und ist erstmals auf Vorsteuerbeträge anzu-
wenden, die gemäß § 20 Abs. 2 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972 in das Kalenderjahr 1982 fallen.

Salcher

548. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 5. Dezember 1981, mit der die
Zollgesetz-Durchführungsverordnung 1973

geändert wird

Auf Grund der §§ 89 Abs. 3 und 188 Abs. 2 und 4
des Zollgesetzes 1955, BGBl. Nr. 129, in der Fas-

sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 527/1974 wird
verordnet:

Artikel I

Die Zollgesetz-Durchführungsverordnung 1973,
BGBl. Nr. 476/1972, in der Fassung der Verord-
nung BGBl. Nr. 608/1980 wird wie folgt geändert:

1. § 9 hat zu lauten:
„§ 9

Zu § 89 Abs. 3 des Zollgesetzes 1955

Die Zollämter erster Klasse werden ermächtigt,
ausländische unverzollte Waren dem Eingangsvor-
merkverkehr zur Veredlung ohne Vorliegen einer
Ausübungsbewilligung auf die Dauer von höchstens
sechs Monaten zu unterziehen, wenn die Vered-
lung nur in einer Ausschmückung oder Verzierung
besteht oder wenn es sich um Filme zum Belichten
oder um Magnetophonbänder, Magnetophon-
drähte oder Schallplatten zum Besprechen, Besin-
gen oder Bespielen handelt. Das gleiche gilt, wenn
die Veredlung nur in der Vornahme einer bundes-
rechtlich angeordneten Kennzeichnung der Waren
besteht."

2. § 19 hat zu lauten:

„§ 19.

Zu § 188 Abs. 2 und 4 des Zollgesetzes 1955

(1) Die Höhe der Personalkosten wird wie folgt
festgesetzt:
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(2) Die Höhe der Kommissionsgebühren für
Hausbeschauabfertigungen außerhalb der Amts-
stunden wird wie folgt festgesetzt:

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1982 in

Kraft.

Salcher

549. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 7. Dezember 1981 über die Aufhebung
des § 60 Abs. 2 Z 3 lit. a des Kraftfahrgesetzes

1967 durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß §64
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

1. Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 22. Oktober 1981, G 48/81, dem Bundes-
kanzler zugestellt am 1. Dezember 1981, den §60
Abs. 2 Z 3 lit. a des Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl.
Nr. 267, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 285/1971 als verfassungswidrig aufgehoben.

2. Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 20. Okto-
ber 1982 in Kraft.

3. Frühere Vorschriften treten nicht wieder in
Wirksamkeit.

Sinowatz

550. Kundmachung des Bundesministers für
Finanzen vom 7. Dezember 1981 über die Auf-
hebung des Art. 4 Abs. 1 lit. c der Verordnung
des Bundesministers für Finanzen über die
Festsetzung von Allgemeinen Bedingungen für

die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung

Auf Grund des Art. 139 Abs. 5 B-VG und des
§ 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes

1953, BGBl. Nr. 85, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 311/1976 wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 22. Oktober 1981, G 48/81-11, V 20/81-11,
den Art. 4 Abs. 1 lit. c der Verordnung des Bundes-
ministers für Finanzen über die Festsetzung von
Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung, BGBl. Nr. 401/1967,
Absatzbezeichnung in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 605/1980, als gesetzwidrig aufgehoben.

Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 20. Oktober
1982 in Kraft.

Salcher

551. Kundmachung des Bundesministers für
Finanzen vom 9. Dezember 1981 betreffend
die Großverkaufspreise und den Absolutie-

rungszuschlag für Branntwein

Artikel I

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 3. Dezember 1981 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) werden die Preise
im Großverkauf und der Absolutierungszuschlag
für den von der Verwertungsstelle des Österreichi-
schen Branntweinmonopols abgegebenen Brannt-
wein mit Gültigkeit vom 1. Jänner 1982 wie folgt
festgesetzt:
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Artikel II

Zu dem Kaufgeld, das nach den Verkaufspreisen
und dem Absolutierungszuschlag gemäß Artikel I
berechnet wird, kommt die Umsatzsteuer nach dem
jeweils geltenden Steuersatz, die gesondert ausge-
wiesen wird.

Salcher

552. Kundmachung des Bundesministers für
Finanzen vom 9. Dezember 1981 betreffend

den Ausfuhrpreis für Branntwein

Artikel I

Der Ausfuhrpreis im Großverkauf für den von
der Verwertungsstelle des Österreichischen Brannt-
weinmonopols zur Herstellung von zur Ausfuhr
bestimmten Trinkbranntweinen, Essenzen, Süßwei-
nen, kosmetischen Erzeugnissen und Heilmitteln
abgegebenen Branntwein wird mit Gültigkeit ab
1. Jänner 1982 für 100 Liter Weingeist frachtfrei
Bestimmungsstation mit 1 100 S festgesetzt.

Artikel II

Zu dem Kaufgeld, das nach dem Verkaufspreis
gemäß Artikel I berechnet wird, kommt die
Umsatzsteuer nach dem jeweils geltenden Steuer-
satz, die gesondert ausgewiesen wird.

Salcher



2236


